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Mitarbeitervertretung
‘ des Evangelischen Dekanats

Biidinger Land









Dienstvereinbarung
Gemäß §35 MAVG zum Umgang mit Suchterkrankungen
Zwischen der MAV Büdinger Land
und der  
Evang. Kirchengemeinde …………………….. 
wird folgende Dienstvereinbarung über „Suchtgefahren am Arbeitsplatz“ 
geschlossen:
1. 
Ziele 
Ziele dieser Dienstvereinbarung sind: 

· Die Arbeitssicherheit zu erhöhen und die Gesundheit der Mitarbeitenden zu erhalten (= Prävention). 
· Dem Suchtmittelmissbrauch (z. B. Alkohol, Medikamente, illegale Drogen) entgegenzutreten und erkrankten Mitarbeitenden frühzeitig geeignete Hilfsangebote zu unterbreiten. 

· Ein einheitliches Vorgehen zu gewährleisten. 

2.
 Präventionsmaßnahmen: 
· Regelmäßige Aufklärung und Schulung zum Missbrauch von Suchtmitteln und über Suchterkrankung 

· Vorbildverhalten von Vorgesetzten 

· Einschalten des Integrationsteams 

· Kein Verkauf/Konsum von Alkohol in der Einrichtung/Dienststelle 
3. 
Alkohol in der Einrichtung/Dienststelle: 
· Gebrauch von Suchtmitteln 

Für den Konsum von Alkohol oder anderen berauschenden Mitteln gelten die Unfallverhütungsvorschriften (§ 38 UVV). 

· Feststellung eines Suchtmittelmissbrauchs 

Bei Verdacht eines Suchtmittelmissbrauchs hat der/die Vorgesetzte den/die Mitarbeitende/n anzusprechen und geeignete Maßnahmen einzuleiten. 

· Entfernung vom Arbeitsplatz 

Bei Trunkenheit oder ähnlichem hat der/die Mitarbeitende die Dienststelle zu verlassen, insbesondere, wenn die Arbeitssicherheit nicht mehr gewährleistet ist. Der/die Vorgesetzte hat sicherzustellen, dass der/die Mitarbeitende in geeigneter Weise seine/ihre Wohnung erreicht. Beförderungskosten werden vom Mitarbeitenden getragen. Ausfallende Arbeitszeit wird nicht vergütet.

4. 
Betriebliche Maßnahmen bei Verdacht einer Suchterkrankung? 
Eine Suchtmittelabhängigkeit ist eine psychosoziale Erkrankung und beeinflusst den Menschen in allen Lebensbereichen, auch am Arbeitsplatz. Frühzeitig und konsequent geführte Gespräche sollen die Krankheitseinsicht und Therapiebereitschaft betroffener Mitarbeitenden fördern und damit den Arbeitsplatz sichern. 

· Besteht der Verdacht einer Suchterkrankung, so hat der/die Vorgesetzte ein vertrauliches Gespräch mit dem/der Mitarbeitenden zu führen. Eine Einschaltung des BAD ist möglich. Das Gespräch hat keine arbeitsrechtlichen Konsequenzen. 

· Kommt es erneut zu Auffälligkeiten, so soll der/die Vorgesetzte spätestens nach sechs Wochen ein weiteres Gespräch unter Beteiligung des BAD führen. Der/die Betroffene kann eine Person des Vertrauens beiziehen. Bei dem Gespräch werden Hilfen aufgezeigt und die Konsequenzen eines fortgesetzten Missbrauchs erläutert. Das Gespräch wird dokumentiert. Der/die Betroffene erhält eine Durchschrift. 

· Kommt es wieder zu Auffälligkeiten, wird innerhalb von vier Wochen ein Gespräch unter Beteiligung von BAD, MAV, Vorgesetzten und nächsten Vorgesetzten geführt, in dem die Suchtproblematik offen angesprochen und ein Hilfsangebot unterbreitet bzw. Auflagen gemacht werden. Das Gespräch wird dokumentiert. Die Beteiligten erhalten eine Durchschrift. 

· Nimmt der/die Betroffene das Hilfsangebot nicht an oder erfüllt er/sie die Auflage nicht, wird das Verhalten abgemahnt. 

· Kommt es wieder zu Auffälligkeiten und wird das Hilfsangebot weiter nicht angenommen bzw. die Auflage nicht erfüllt, kann nach weiteren vier Wochen eine weitere Abmahnung ausgesprochen werden. 

· Weiteres Fehlverhalten führt zur Kündigung des Arbeitsverhältnisses. 

· Mit der Kündigung wird dem/der Betroffenen die Wiedereinstellung für den Fall zugesichert, dass er/sie innerhalb eines Jahres durch betriebsärztliches Zeugnis nachweist, dass er/sie eine Entwöhnungsbehandlung erfolgreich abgeschlossen hat und im Moment der Einstellung als abstinent anzusehen ist. 

· Die Zusicherung zur Wiedereinstellung begründet einen Anspruch auf einen gleichwertigen, nicht jedoch den bisherigen Arbeitsplatz. 

· Auf Kirchenbeamte/Kirchenbeamtinnen wird die Dienstvereinbarung sinngemäß angewandt. 
5. 
Nachsorge 
Alle Beteiligten sind verpflichtet, die Wiedereingliederung eines/einer Mitarbeitenden nach erfolgter Behandlung in geeigneter Form zu unterstützen. 
6. 
Rückfall 
· Bei Rückfällen nach erfolgreicher Entwöhnungsbehandlung oder sonstiger Hilfsmaßnahmen wird im Einzelfall unter Beteiligung des BAD und der MAV über geeignete Reaktionen entschieden.
In-Kraft-Treten

Die Dienstvereinbarung tritt am …………………. in Kraft. 
Sie ist mit einer Frist von sechs Monaten frühestens zum …………………. kündbar.

________________, _____________

________________,____________
Ort                              Datum


Ort


  Datum

______________________________

____________________________
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